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Bericht
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss)
gemäß § 96 der Geschäftsordnung

zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 14/9894 –

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung steuerrechtlicher Vorschriften und zur
Errichtung eines Fonds „Aufbauhilfe“ (Flutopfersolidaritätsgesetz)

Bericht der Abgeordneten Dietrich Austermann, Hans Georg Wagner, Oswald Metzger,
Jürgen Koppelin und Dr. Uwe-Jens Rössel

Zur Beseitigung der Hochwasserschäden und zum Wieder-
aufbau der Infrastruktur infolge der aktuellen Flutkatastro-
phe sieht der Gesetzentwurf insbesondere vor, über eine
Verschiebung der Steuerentlastungsstufe des Jahres 2003
um ein Jahr und eine auf das Jahr 2003 befristete Anhebung
des Körperschaftsteuersatzes von 25 % auf 26,5 % den öf-
fentlichen Gebietskörperschaften die notwendigen Mittel
zur Verfügung zu stellen.

Bund und Länder einschließlich ihrer Gemeinden sollen
nach dem Gesetzentwurf die durch diese Maßnahmen zu er-
wartenden Mehreinnahmen in solidarischer Verantwortung
der bundesstaatlichen Gemeinschaft einem neu einzurich-
tenden Fonds „Aufbauhilfe“ zur Verfügung stellen, um mit
diesen Mitteln die notwendigen Maßnahmen zum Wieder-

aufbau der durch das Hochwasser betroffenen Regionen er-
greifen zu können. Der Fonds wird ein Gesamtvolumen von
7,1 Mrd. Euro haben. Der Bund leistet hierzu einen Beitrag
von 3,507 Mrd. Euro, die Länder einschließlich Gemeinden
von 3,593 Mrd. Euro.

Die finanziellen Auswirkungen der steuerrechtlichen Ände-
rungen für die Haushalte der Gebietskörperschaften ergeben
nach dem Gesetzentwurf Steuermehreinnahmen im Haus-
haltsjahr 2003 in Höhe von

l 3 036 Mio. Euro für den Bund,

l 2 696 Mio. Euro für die Länder,

l 826 Mio. Euro für die Gemeinden.
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Nähere Einzelheiten ergeben sich aus dem nachfolgend wiedergegebenen Finanztableau:
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Der Haushaltsausschuss hält den Gesetzentwurf ein-
vernehmlich für mit der Haushaltslage des Bundes ver-
einbar.
Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist ent-
sprechend fortzuschreiben.
Dieser Bericht wird unter dem Vorbehalt erteilt, dass der fe-
derführende Finanzausschuss keine Änderungen mit we-
sentlichen haushaltsmäßigen Auswirkungen empfiehlt.

Berlin, den 29. August 2002
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